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1. Prüfungsauftrag

In der Gesellschafterversammlung vom 1. September 2022 der

Netzwerk Untermain GmbH,

Raunheim
(im Folgenden auch ”Netzwerk Untermain GmbH“ oder ”Gesellschaft“ genannt)

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 ge-

wählt. Dar auf hin be auftragte uns die Geschäftsführung der Gesellschaft, den Jahres abschluss der Ge sell-

schaft zum 31. Dezember 2021 (Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021) unter Einbezie-

hung der Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021 gem. §§ 316 ff. HGB einer freiwilli gen

Prü fung zu unterziehen sowie die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG ge-

mäß § 6b Abs. 5 EnWG für das Geschäftsjahr 2021 zu prüfen.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG be-

ach tet.

Der vorliegende Bericht ist an die ge prüfte Gesellschaft ge rich tet.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprü fung die an wendbaren Vor-

schrif ten zur Un abhängigkeit beachtet haben.

Für die Ausführung dieses Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Dritten, die die-

sem Bericht als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirt schafts-

prüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 des Instituts der Wirtschafts prüfer in Deutschland e.V. (IDW),

Düsseldorf, sowie unsere Besonderen Auftragsbedingungen PKF Fasselt Partnerschaft mbB Wirt schafts-

prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte vom 1. Oktober 2020 verein bart.

Die Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen i. S. d. einschlägigen Prüfungs-

standards des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. sind bei unserer Prüfung beachtet worden. 

Dieser Prüfungsbericht ist unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsbe-

richten (IDW PS 450 n. F.) erstellt worden.
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2. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 16. Juni 2023 dem als Anlagen 1 bis 3 bei ge füg ten Jah-

res ab schluss der Netzwerk Untermain GmbH, Raunheim, zum 31. Dezember 2021 und dem als An la ge 4

bei ge füg ten La gebericht für das Geschäftsjahr 2021 den folgenden Be stäti gungs ver merk erteilt:

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Netzwerk Untermain GmbH, Raunheim

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Netzwerk Untermain GmbH, Raunheim, – be stehend aus der Bi lanz zum

31.12.2021 und der Ge winn- und Ver lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021

so wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be wertungsme thoden – ge prüft.

Dar über hin aus haben wir den Lage bericht der Netzwerk Untermain GmbH, Raunheim, für das Ge schäfts jahr

vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-

sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31.12.2021 sowie ihrer Ertragslage für das Ge schäfts-

jahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In al-

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick lung zu-

treffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord nungs-

mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund sätzen

ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-

hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-
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ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er füllt. Wir

sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts

Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr und in den Vorjahren Verluste erzielt. Sollte diese Entwicklung anhalten

und die eingeleiteten Maßnahmen zur Ergebnisverbesserung nicht greifen, könnte sich hieraus ein be-

standsge fähr den des Ri si ko er ge ben.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-

spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kon trol-

len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not wen-

dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentli chen –

beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein schlä-

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle gungs-

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort lich

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel lung

eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-

nen.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei

von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebe-
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richt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-

langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht,

den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent wick-

lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-

resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-

stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und

werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-

gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – fal scher

Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reak-

tion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar stellungen

nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrü gerisches Zu-

sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun gen bzw. das

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kon-

trollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um

Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit

dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten

Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern ange wand-

ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage

der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im
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Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un angemessen

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun gen auf der

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un ternehmenstä-

tigkeit nicht mehr fortführen kann.

· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so

darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags la-

ge der Gesellschaft vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung

und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientier ten

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier ten

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten An gaben

sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un vermeid-

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein schließlich etwaiger Mängel im inter-

nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 

Prüfungsurteile 

Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge-

trennter Konten für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31.  Dezember 2021 eingehalten hat. Dar-

über hinaus haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten "Verpachtung Gasnetz" und "Verpachtung

Stromnetz" nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG - be stehend jeweils aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und

der Ge winn- und Ver lust rech nung für das Ge schäfts jahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 so-

wie die Angaben zu den Rechnungslegungsmethoden für die Aufstellung der Tätig keitsabschlüsse - geprüft.

Nach unserer Beurteilung sind die Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge trennter

Konten in allen wesentlichen Belangen eingehalten worden. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte

Tätigkeitsabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7

EnWG.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Führung getrennter Konten und des Tätigkeitsab-

schlusses in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung des Entwurfs einer Neufassung des

IDW Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n. F.) durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungs legungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG“ wei-

tergehend beschrieben. Wir sind von dem Unterneh men unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten

in Übereinstimmung mit die sen Anforderungen erfüllt. Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die

Anforderungen des IDW Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirt-

schafts prüferpraxis (IDW QS 1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach weise

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungs-

legungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Einhaltung der Rech nungslegungs pflichten nach § 6b Abs. 3
EnWG 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5
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EnWG zur Führung getrennter Konten. Die gesetzlichen Vertreter sind auch verantwortlich für die Aufstellung

der Tätigkeitsabschlüsse nach den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwen dig er-

ach tet haben, um die Pflich ten zur Führung getrennter Konten einzuhalten. 

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Tätigkeitsabschluss entspricht der im Ab schnitt

„Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebe richt“ hinsichtlich des

Jahresabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der Ausnahme, dass der jeweilige Tätigkeitsab schluss

kein unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung den tat sächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Tätig keit zu vermitteln braucht. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungs legung nach

§ 6b Abs. 3 EnWG 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflich-

ten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung getrennter Konten in allen we sentlichen Belan gen ein-

ge halten haben und ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belan gen den deutschen Vor schrif ten

des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG entsprechen. 

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere

Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. 

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge trennter Kon-

ten umfasst die Beurteilung, ob die Zuordnung der Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4

EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet worden ist. 

Unsere Verantwortung für die Prüfung des Tätigkeitsabschlusses entspricht der im Ab schnitt „Verantwortung

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jahres-

abschlusses beschriebenen Verantwortung mit der Aus nahme, dass wir für den jeweiligen Tätig keitsab-

schluss keine Beurteilung der sachgerechten Gesamtdarstellung vornehmen kön nen.“
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3. Grundsätzliche Feststellungen

3.1 Wirtschaftliche Grundlagen

Die Netzwerk Untermain GmbH ist ein kommunales Unternehmen und eine hundertprozentige Tochtergesell-

schaft der Stadt Raunheim. Sie verfolgt seit ihrer Gründung am 25.02.2011 gemäß Gesellschaftsvertrag den

Zweck, die dauerhafte Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen, flächendeckenden, bürgernahen, preis-

wer ten und umweltverträglichen Versorgung mit Leistungen der Daseinsvorsorge, insbesondere Energie, zu

gewährleisten.

Die Gesellschaft hat am 10.05.2011 das Gasnetz im Bereich der Stadt Raunheim erworben. Zum 01.01.2012

erfolgte der Erwerb des Stromnetzes und zum 01.01.2013 der des Straßenbeleuchtungsnetzes. Seit 2014

wurde mit dem Bau eines Glasfasernetzes im Stadtgebiet und mit dem Bau eines Nahwärmenetzes im Ge-

werbegebiet Airport Garden begonnen.

Von der Stadt Raunheim erhielt die Netzwerk Untermain GmbH die Konzessionen für das Strom- und Gas-

netz. Diese wurden in Form von Dienstleistungskonzessionen an die Netzpächter weitergegeben.

In den Sparten Strom- und Gasnetz nimmt die Netzwerk Untermain somit hauptsächlich vermögensverwal-

tende Tätigkeiten wahr.

Für die Straßenbeleuchtung gilt in leicht abgewandelter Form das gleiche Prinzip, da für die Kosten der Stra-

ßenbeleuchtung die Stadt Raunheim aufkommen muss.

3.2 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die Geschäftsleitung beurteilt die Lage der Gesellschaft in zusammengefasster Form wie folgt:

Im Geschäftsjahr 2021 erwirtschaftete die Netzwerk Untermain GmbH insgesamt einen Jahresfehlbetrag von

629 TEuro. 

Die Umsatzerlöse in Höhe von 1.733 TE bestanden aus der Pacht für das Gas- und Stromnetz sowie für das

Nahwärme- und das Glasfasernetz. Darüber hinaus wurden Umsatzerlöse aus dem Betrieb und der Unterhal-

tung der Straßenbeleuchtung erzielt. Die sonstigen betrieblichen Erträge setzen sich im Wesentlichen aus Er-

trägen aus Auflösungen von Sonderposten zusammen. Der Personalaufwand für die Geschäftsführung und

Buchhaltung belief sich auf 128 TEuro, Zinsen wurden in Höhe von 302 TEuro gezahlt.

Zum Bilanzstichtag lag die Bilanzsumme bei 20.863 TEuro. Das Sachanlagevermögen ist vor allem durch die

Erstanschaffungen des Gasversorgungsnetzes (2011) und des Stromversorgungsnetzes (2012), den Kauf

der Straßenbeleuchtung (2013) sowie den Bau des Glasfaser- und eines Nahwärmenetzes (2017) gekenn-

zeichnet und beläuft sich auf insgesamt 20.359 TEuro.
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Die Eigenkapitalquote beträgt 35,1 %.

Die Gesellschaft verfügte zum Bilanzstichtag über keine liquiden Mittel. Die Finanzmittel betrugen kurzfristig

./. 27 TEUR und wurden unter den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ausgewiesen. Die Gesell-

schaft konnte im Geschäftsjahr 2021 ihren finanziellen Verpflichtungen zu jeder Zeit nachkommen, die Ge-

schäfts leitung weist allerdings angesichts der hohen Zins- und Tilgungsleistungen ausdrücklich auf das Risiko

der Zahlungsunfä higkeit hin.

Der Einschätzung der Geschäftsführung zur zukünftigen Entwicklung des Unternehmens mit ihren wesentli-

chen Chancen und Risiken liegen die folgenden Annahmen zugrunde:

Die Netzwerk Untermain GmbH kann aufgrund ihres kleinen Handelsvolumens, des überschaubaren Aufga-

ben bereichs und eines geringen Personalstands flexibel auf neue Markt la gen reagieren. Aus der bisherigen

Entwicklung allerdings zeigt sich, dass die Gesellschaft in ihrem Volumen für die über tragenen Aufgaben ak-

tu ell zu klein und da mit zu in effi zient ist. Dies führt nicht unmittelbar zu einer wirt schaftlichen Schieflage der

Ge sell schaft, aller dings zu ei ner sich pers pekti visch vermindernden Ertragslage und steigendem Aufwand.

Die Geschäftsleitung bemüht sich daher um ergebnisverbessernde Maßnahmen vor allem im Zu sammen-

hang mit der Neuvergabe der Pachtverträge über das Strom- und Gasnetz, durch Überle gungen zur Ver-

pachtung des de fizitären Breitbandnetzes und Umstrukturierungen des Geschäftsmodells im Nahwärmenetz.

Da wir die Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit und die Angaben zu der wesentlichen Un si-

cherheit (bestandsgefährdendes Risiko) im Abschluss und Lagebericht für angemessen halten, geben wir

nicht modifizierte Prüfungsurteile zum Abschluss und Lagebericht im Be stäti gungs ver merk ab. Der Bestäti-

gungsvermerk wird von uns um ei nen geson derten Ab schnitt nach § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB ergänzt.

Auf der Grundlage der von uns geprüften Unterlagen sowie der von uns im Rahmen der Abschlussprüfung

durchgeführten Analysen ergeben sich aus unserer Sicht keine Einwendungen gegen die Einschätzung der

Geschäftsleitung zur Lage, zum Fortbestand und zu der zukünftigen Entwicklung der Gesellschaft.

3.3 Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen

Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr und in den Vorjahren Verluste erzielt. Sollte diese Ent wicklung anhalten

und die eingeleiteten Maßnahmen zur Ergebnisverbesserung nicht greifen, könnte sich hieraus ein bestands-

ge fähr den des Ri si ko er ge ben.
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4. Prüfungsdurchführung

4.1 Gegenstand der Prüfung

Entsprechend § 317 HGB sind die Buchführung der Gesellschaft für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

31. Dezember 2021, der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 und der Lagebe richt für das Geschäfts-

jahr 2021 (Rechnungslegung) Gegenstand der Ab schlussprüfung. Der Jah resabschluss und der Lagebericht

sind nach den deutschen ge setzlichen Vorschriften und den er gänzenden Regelungen im Gesellschaftsver-

trag aufge stellt worden.

Der Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG liegt der IDW Prü-

fungsstandard „Prüfung nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz“ (IDW PS 610) zugrunde.

Die Prüfung ist unter Beachtung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere der §§ 316 ff.

HGB, und der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab schlussprüfung erfolgt. Die

Prüfungshandlungen sind, soweit sie nicht im Prüfungsbericht darge stellt sind, in unseren Arbeitspapie ren

nach Art, Umfang und Ergebnis festgehalten.

Die Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand des geprüf ten Un-

ter nehmens zugesichert werden kann.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG und den

hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Fi nanzen, dem Bundesrechnungshof und

den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW Prüfungsstandard „Berichterstattung über die Erweiterung

der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) berücksichtigt.

4.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus dem unter Abschnitt 2. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk.

Prüfungsschwerpunkte waren:

- Rechtliche und wirtschaftliche Grundlagen des Geschäftsbetriebs

- Sachanlagen

- Verbindlichkeiten

- Umsatzerlöse

- sonstige betriebliche Aufwendungen

Gegenstand unserer Prüfung waren auch die Angaben im Lagebericht, insbesondere die prognosti schen An-

gaben.
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Von der zutreffenden Bilanzierung der Verbindlichkeiten haben wir uns durch Einholung von Saldenbestäti-

gungen über zeugt.

Bankbestätigungen wurden von Kreditinstituten eingeholt.

Der Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2020 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2020 sind von

der Schüllermann und Partner AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Dreieich,

ge prüft und un ter dem 10. De zem ber 2021 mit ei nem uneinge schränk ten Be stäti gungs ver merk ver se hen

wor den. Die Zah len zum 31. Dezember 2020 sind richtig auf das Ge schäfts jahr 2021 vor ge tragen wor den.
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5. Prüfungsfeststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

5.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Im Rahmen unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die weiteren geprüf ten Un ter lagen in

al len we sentlichen Belangen den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließ lich der Grund sätze ord nungs mäßi ger

Buch füh rung entsprechen.

Die Buchführung hat während des gesamten Geschäftsjahres 2021 den Grundsätzen ordnungsmäßiger

Buchfüh rung entsprochen; die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen In formationen sind ord-

nungs mäßig in der Buchführung und dem Jahresabschluss abgebildet.

Es sind von uns im Rahmen der Prüfung keine Feststellungen getroffen worden, die dagegen sprechen, dass

die vom Unternehmen getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicher-

heit der rechnungslegungsrelevanten Daten und der hierfür eingesetzten IT-Systeme zu gewährlei sten.

5.2 Jahresabschluss

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jah res ab-

schluss zum 31. Dezember 2021 wurden in allen wesentlichen Belangen alle für die Rech nungsle gung gel-

ten den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh rung und aller

größen ab hän gi gen, rechts form gebun denen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Netzwerk Untermain GmbH für das Ge schäftsjahr vom

1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sind nach unseren Feststellungen ord nungs mä ßig aus der Buch-

führung und aus den weite ren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die ein schlä gi gen An satz-, Aus weis- und Be-

wer tungs vor schriften wur den dabei ebenso in allen wesentlichen Belan gen beachtet wie der Stetig keits grund-

satz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.

Der Anhang ist klar und übersichtlich und enthält die erforderlichen Angaben. Die auf die Posten der Bilanz

und Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und die sonstigen

Pflichtangaben, insbesondere gemäß §§ 284 ff. HGB, sind vollständig und zutreffend in den Anhang aufge-

nommen.

5.3 Lagebericht

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.
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6. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der Netzwerk Untermain GmbH zum 31. Dezember 2021 ver mittelt insge samt unter Be-

ach tung der Grund sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver hältnis sen entsprechen des

Bild der Vermö gens-, Fi nanz- und Ertragslage (§ 321 Abs. 2 Satz 3 HGB).

Zur Darstellung der wesentlichen Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die entspre chen den An ga ben im

Anhang, weil ihre Aufnahme in den vorliegenden Prüfungsbericht nur zu einer Wieder holung füh ren wür de.

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkun gen auf

die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer Prü fungshand lungen im Prü-

fungs zeitraum nicht vor.
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7. Erläuterungen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

7.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben sich aus

den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEuro für die beiden Abschlussstichta ge 31. De zem-

ber 2021 und 31. Dezember 2020.

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü.
31.12.2021 31.12.2020 d. Vorjahr in
TEuro % TEuro % TEuro %

AKTIVA

Sachanlagen 20.359,0 97,6 20.451,6 97,4 -92,6 -0,5
Finanzanlagen 46,4 0,2 46,4 0,2 0,0 0,0
Forderungen 200,3 1,0 161,3 0,8 39,0 24,2
Sonstige Vermögensgegenstände 255,0 1,2 144,5 0,7 110,5 76,5
Flüssige Mittel/Wertpapiere 0,0 0,0 200,0 1,0 -200,0 -100,0
Rechnungsabgrenzungsposten 2,6 0,0 3,5 0,0 -0,9 -25,7

Summe Aktiva 20.863,4 100,0 21.007,4 100,0 -144,0 -0,7

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü.
31.12.2021 31.12.2020 d. Vorjahr in
TEuro % TEuro % TEuro %

PASSIVA

Eigenkapital 7.317,0 35,1 7.945,6 37,8 -628,6 -7,9
Sonderposten mit Rücklageanteil 399,5 1,9 417,4 2,0 -17,9 -4,3
Rückstellungen 80,0 0,4 6,7 0,0 73,3 1.094,0
Kreditverbindlichkeiten 2.386,4 11,4 1.457,0 6,9 929,4 63,8
Lieferverbindlichkeiten 485,1 2,3 660,8 3,1 -175,7 -26,6
Verbundverbindlichkeiten 10.189,9 48,8 10.497,5 50,0 -307,6 -2,9
Sonstige Verbindlichkeiten 5,6 0,0 22,5 0,1 -16,9 -75,1

Summe Passiva 20.863,4 100,0 21.007,4 100,0 -144,0 -0,7

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um rd. 144TEuro bzw. 0,7 % auf 20.863,4 TEuro ver-

mindert. Auf der Aktivseite haben sich vor allem das Anlagevermögen wegen über den Investitionen lie gender

Ab schreibungen und Abgänge sowie die Flüssigen Mittel wegen des insgesamt negativen Cashflows (vgl. die 



Netzwerk Untermain GmbH
Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2021 Blatt 15
 

 
PKF Fasselt Partnerschaftsgesellschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte             Groß-Gerau

Ausführungen zur Finanzlage) rückläufig entwi ckelt, wäh rend die Forde run gen so wie die Sonstigen Vermö-

gensgegenstände ab rech nungsbe dingt ges tie gen sind. 

Das Eigenkapital der Gesellschaft ist vor allem wegen des er zielten Jahresfehlbetrags von 7.945,6 TEuro in

2020 auf 7.317,0 TEuro in 2021 zurückgegangen. Der abrechnungsbedingte Rückgang der Lieferforderun gen

und der tilgungsbedingte Rückgang der Verbundverbindlichkeiten wurde durch den Anstieg der Bankver-

bindlich keiten kompensiert.

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt zum Abschlussstichtag 35,1 % 

des Gesamtkapitals gegenüber 37,8 % im Vorjahr.

7.2 Finanzlage

2021 2020
TEur TEur

1. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag -629 -308
2. Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens + 1.040 + 983
3. Zu-/Abnahme der Rückstellungen + 73 + 0
4. Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge - -18 - -7
5.

Anlagevermögens
Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des

+ 68 + 15
6.

Leistungen sowie anderer Aktiva
Zu-/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und

- -158 + 18
7.

sowie anderer Passiva
Zu-/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

- -182 + 97

8. Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit  = 194  = 798
9. Verkaufserlöse von Gegenständen des Anlagevermögens + 0 + 0
10. Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen - 1.016 - 821
11. Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit  = -1.016  = -821
12. Auszahlung an/Einzahlung von Gesellschafter(n) + 37 + 389
13.

Finanzkrediten und Darlehen
Einzahlung aus der Aufnahme/Auszahlung aus der Tilgung von

+ 558 - -198
14. Mittelzufluss/-abfluss aus der Finanzierungstätigkeit  = 595  = 191
15.

der Zeilen 8, 11 und 14)
Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestands (Summe

-227 168
16. Finanzmittelbestand am Anfang der Periode + 200 + 32

17. Finanzmittelbestand am Ende der Periode  = -27  = 200

Der Mit telzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit ist vor allem auf Grund des Aufbaus kurzfristiger Forde-

rungen und des Abbaus kurzfristiger Verbindlichkeiten gegenüber dem Vorjahr stark zurückgegangen. Die In-

vestitionen konnten daher nur durch zusätzliche kurz- und langfristige Fremdmittel und den Abbau der im Vor-

jahr vor han de nen li quiden Mittel finanziert werden.
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7.3 Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden

Geschäftsjahre 2021 und 2020 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Verän derun gen:

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü.
31.12.2021 31.12.2020 d. Vorjahr in

TEuro % TEuro % TEuro %

Umsatzerlöse 1.733,4 100,0 1.832,9 100,0 -99,5 -5,4
Gesamtleistung 1.733,4 100,0 1.832,9 100,0 -99,5 -5,4

Sonstige betriebliche Erträge 22,9 1,3 27,0 1,5 -4,1 -15,2
Finanzerträge 0,0 0,0 0,6 0,0 -0,6 -100,0
Erträge gesamt 1.756,3 101,3 1.860,5 101,5 -104,2 -5,6

Materialaufwand 535,9 30,9 570,4 31,1 -34,5 -6,0
Personalaufwand 128,1 7,4 175,4 9,6 -47,3 -27,0
Abschreibungen 1.040,5 60,0 983,0 53,6 57,5 5,8
Sonstige betriebliche Aufwendungen 378,4 21,8 138,3 7,5 240,1 173,6
Finanzaufwand 302,0 17,4 301,7 16,5 0,3 0,1
sonstige Steuern 0,1 0,0 0,2 0,0 -0,1 -50,0
Aufwendungen gesamt 2.385,0 137,6 2.169,0 118,3 216,0 10,0

Jahresergebnis -628,7 -36,3 -308,5 -16,8 -320,2 -103,8

Der Umsatz ist vor allem wegen niedrigerer Kostenerstattungen der Gesellschafterin unter dem Umsatz des

Vor jah res ge blie ben. Vor al lem deshalb und auf Grund gestiegener Beratungsaufwendungen resultierte ein

um rd. TEUR 320 nie dri ge res Ergebnis.
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8. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages

8.1 Feststellungen zur Entflechtung in der Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG

Nach § 6b Abs. 3 EnWG hat die Gesellschaft zur Vermeidung von Diskri minierung und Quersubventionie rung

ihre Tätigkeitsbereiche in der Rechnungslegung zu entflechten.

Nach § 6b Abs. 5 EnWG haben wir geprüft, ob getrennte Konten vorhanden und Tätig keitsabschlüsse aufge-

stellt worden sind, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Kon ten sachgerecht und nachvollziehbar er-

folgt sind und ob der Grundsatz der Stetigkeit be achtet worden ist. Wir haben unserer Prüfung den Prüfungs-

standard IDW PS 610 n. F. (Prüfung nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz) zugrunde gelegt.

Unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG und nach § 3

Abs. 4 Satz 2 MsbG hat zu keinen Einwendungen geführt.

Die Tätigkeitsabschlüsse zum 31. Dezember 2021 sind als Anlage 5 beigefügt. 

8.2 Feststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG be ach tet.

De ment sprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungs gemäß, d.h. mit der er forderli chen

Sorg falt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels rechtlichen Vor schrif ten, den Be stim mungen

des Gesellschaftsvertrags und der Ge schäftsordnung für die Ge schäfts füh rung ge führt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 7 (Prüf- und Er he bungs liste zu

den Fest stellungen nach § 53 HGrG auf der Grundlage des IDW PS 720-Fragenkatalogs zur Bericht er stat-

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Fest stellun gen hin-

aus hat un sere Prüfung keine Be sonderheiten er ge ben, die nach unserer Auf fas sung für die Be ur tei lung der

Ord nungsmäßig keit der Ge schäftsfüh rung von Be deutung sind.
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9. Schlussbemerkung 
 
Vorstehenden Prüfungsbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 

(Bilanzsumme EUR 20.863.352,19; Jahresfehlbetrag EUR 628.659,90) und des Lageberichts für das 

Geschäftsjahr 2021 erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F.). 

 

 

 

 

 Groß-Gerau, den 16. Juni 2023 

 PKF Fasselt 
 Partnerschaft mbB 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 Rechtsanwälte 
 
 
 
 Villwock Dr. Zaczyk 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 

 



Netzwerk Untermain GmbH
Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2021 
 

 
PKF Fasselt Partnerschaftsgesellschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte             Groß-Gerau
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BILANZ

Netzwerk Untermain GmbH
   

Raunheim

zum

31. Dezember 2021
AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro Euro

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro Euro

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

1. entgeltlich erworbene
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen
Rechten und Werten 2,00 2,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücks-
gleiche Rechte und Bauten
einschließlich der Bauten
auf fremden Grundstücken 179.271,85 179.887,85

2. technische Anlagen und
Maschinen 20.177.447,62 19.596.434,62

3. andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 2.278,00 3.224,00

4. geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau 0,00 672.093,73

20.358.997,47 20.451.640,20

III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 46.425,00 46.425,00

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

II. Kapitalrücklage 8.016.300,55 8.016.300,55

III. Verlustvortrag 95.671,59- 212.766,60

IV. Jahresfehlbetrag 628.659,90- 308.438,19-

B. Sonderposten für Zuwendungen 399.467,27 417.400,10

C. Rückstellungen

1. Steuerrückstellungen 56.103,00 405,87
2. sonstige Rückstellungen 23.900,00 6.300,00

80.003,00 6.705,87

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 2.386.353,63 1.456.951,00

2. Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen 485.143,44 660.797,77

3. Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen 7.912.000,00 8.256.000,00

4. Verbindlichkeiten gegenüber
Gesellschafter 2.277.852,42 2.241.462,31

Übertrag 20.405.424,47 20.498.067,20
12.615.211,08

Übertrag 13.061.349,49 7.796.439,33 8.369.734,93
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BILANZ

Netzwerk Untermain GmbH
   

Raunheim

zum

31. Dezember 2021
AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro Euro

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro Euro

Übertrag 20.405.424,47 20.498.067,20 Übertrag 13.061.349,49 7.796.439,33 8.369.734,93
12.615.211,08

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen 200.311,07 161.230,34

2. Forderungen gegen Gesellschafter 30,05 30,05
3. sonstige Vermögensgegenstände 255.009,67 144.524,42

455.350,79 305.784,81

II. Kassenbestand, Bundesbank-
guthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks 0,00 200.008,60

C. Rechnungsabgrenzungsposten 2.576,93 3.540,01

5. sonstige Verbindlichkeiten 5.563,37 22.454,61
13.066.912,86 12.637.665,69

20.863.352,19 21.007.400,62 20.863.352,19 21.007.400,62
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2021 bis 31.12.2021

Netzwerk Untermain GmbH    
Raunheim

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

1. Umsatzerlöse 1.733.404,14 1.832.870,04

2. sonstige betriebliche Erträge 22.909,35 27.002,57

3. Materialaufwand
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für
bezogene Waren 535.877,73 570.420,18

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 104.120,56 141.185,56
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

und für Unterstützung 23.992,47 34.188,54
128.113,03 175.374,10

5. Abschreibungen
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage-

vermögens und Sachanlagen 1.040.355,50 982.976,41
b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens,

soweit diese die in der Kapitalgesellschaft üblichen Ab-
schreibungen überschreiten 116,25 0,00

1.040.471,75 982.976,41

6. sonstige betriebliche Aufwendungen 378.432,06 138.275,03

7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,95 581,00

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 301.979,00 301.650,31

9. Ergebnis nach Steuern 628.559,13- 308.242,42-

10. sonstige Steuern 100,77 195,77

11. Jahresfehlbetrag 628.659,90 308.438,19
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Netzwerk Untermain GmbH 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 

Anhang für das Geschäftsjahr 2021 
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 Verlustrechnung 
 
V. Ergänzende Angaben 5 
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I. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss  

 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Raunheim und ist beim Amtsgericht Darmstadt unter der Num-
mer HRB 89871 seit 28. März 2011 eingetragen. 

Die Gesellschaft wurde am 25. Februar 2011 gegründet und ist nach den in § 267 HGB angege-
benen Größenklassen als kleine Kapitalgesellschaft einzustufen.  

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 wurde unter Anwendung der Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches erstellt. Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 
wurde gemäß § 122 Abs. 4 HGO nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches für große 
Kapitalgesellschaften vorgenommen. 

Soweit für Pflichtangaben Wahlrechte bestehen, diese in der Bilanz, der Gewinn- und Verlust-
rechnung oder im Anhang darzustellen, sind diese aus Gründen der Übersichtlichkeit im Anhang 
dargestellt. 

 

 

II. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses der Gesellschaft erfolgte auf der Grundlage des Handels-
gesetzbuches in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetztes (BilRUG). 

Der vorliegende Jahresabschluss ist grundsätzlich unter Beibehaltung der für den Vorjahresab-
schluss angewandten Gliederungs- und Bewertungsgrundsätzen aufgestellt (§§ 265, 266 ff. 
HGB), soweit nicht neue Erkenntnisse eine abweichende Bewertungserfordernis bzw. sich durch 
den Ansatz der neuen HGB-Vorschriften nach BilRUG ergaben. 

Der Ansatz und die Bewertung der Aktiva und Passiva erfolgen nach den für alle Kaufleute gel-
tenden Grundsätzen der §§ 238 bis 256 HGB sowie den ergänzenden Vorschriften für Kapitalge-
sellschaften gemäß den §§ 264 bis 288 HGB. 

Die Gegenstände des Anlagevermögens werden zu Anschaffungskosten (Rechnungspreise zu-
züglich Nebenkosten, abzüglich Skonti), vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. 
Die Abschreibungen erfolgen linear. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert oder mit dem 
am Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt. 

Die flüssigen Mittel werden zu Nominalwerten angesetzt. 

Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt. 

Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag bewertet. 

 
  



Anlage 3 
Blatt 3 

 

III. Angaben über die Zuordnungsregeln einschließlich Abschreibungsmethoden gemäß 
§ 6b Abs. 3 Satz 7 EnWG 

 

Die Gegenstände des Anlagevermögens werden linear abgeschrieben.  

Soweit eine direkte Zuordnung von Aktiva und Passiva sowie Erträgen und Aufwendungen auf 
die jeweiligen Tätigkeitsbereiche möglich ist, erfolgt diese entsprechend. 

Soweit die direkte Zuordnung von Konten nicht möglich ist oder mit unvertretbarem Aufwand ver-
bunden wäre, erfolgt eine Zuordnung durch Schlüsselung in Form einer prozentualen Verteilung 
gemäß dem Arbeitsaufwand des Betriebszweiges. 

Leistungsbeziehungen zwischen den Tätigkeitsbereichen bestehen nicht. 

 
 
IV. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Positionen des Anlagevermögens nach der erweiterten Bruttome-
thode ergibt sich aus dem Anlagennachweis, der als Bestandteil dieses Anhangs als Anlage bei-
gefügt ist. 

Eigenkapital 

Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt EUR 25.000,00. 

Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen wurden gebildet für die Erstellung und Prüfung des Jahresab-
schlusses (TEUR 24), sowie für einen möglichen Rückbau der HTC-Stahlhalle (TEUR 55,8). 
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Verbindlichkeiten 

Für die Verbindlichkeiten bestehen folgende Restlaufzeiten: 
 

  Gesamt davon mit einer Restlaufzeit 
  31.12.2021 bis 1 Jahr 2 bis 5 Jahre über 5 Jahre 

  TEUR TEUR TEUR TEUR 
1.  Verbindlichkeiten 

gegenüber Kredit-
instituten 2.386 186 554 1.646 

2. Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen 
und Leistungen 485 485 0 0 

3. Verbindlichkeiten 
gegenüber verbun-
denen Unterneh-
men 7.912 344 1.376 6.192 

4. Verbindlichkeiten 
gegenüber Gesell-
schaftern 2.278 151 460 1.667 

5. Sonstige Verbind-
lichkeiten 6 6 0 0 

 Summe 13.067 1.172 2.390 9.505 

 

Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind nicht besichert. 

 

 

Umsatzerlöse  
 
Die Umsatzerlöse enthalten im Wesentlichen die Pachteinnahmen aus dem Gasverteilungsnetz 
(TEUR 321), dem Stromversorgungsnetz (TEUR 510) und dem Breitbandnetz (TEUR 283). Dar-
über hinaus wurden Umsatzerlöse aus dem Betrieb des Nahwärmenetzes (TEUR 143) und der 
Unterhaltung der Straßenbeleuchtung (TEUR 424) sowie für den Aufbau und Betrieb einer Smart 
City-App im Stadtgebiet von Raunheim (TEUR 50) erzielt. 
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Personalaufwand 

 

 2021 

 TEUR 

Löhne und Gehälter 104 

Soziale Abgaben 24 

Personalaufwand gesamt 128 

 

Bei der Gesellschaft waren im Geschäftsjahr durchschnittlich vier Mitarbeiter beschäftigt.  
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Die Netzwerk Untermain GmbH hat in 2014 zwei Darlehen in Höhe von insgesamt TEUR 12.300 
bei den Stadtwerken Raunheim aufgenommen. Davon wurden bis zum 31. Dezember 2021 ins-
gesamt TEUR 8.600 in Anspruch genommen. Unter Berücksichtigung von Tilgungsleistungen 
beträgt die Restschuld zum 31.12.2021 TEUR 7.912. 
 
 
 
V. Ergänzende Angaben 
 
Abschlussprüferhonorar 

Das Honorar des Abschlussprüfers setzt sich wie folgt zusammen: 
 

  EUR 
a) Abschlussprüfungsleistungen 10.000,00 
b) Andere Bestätigungsleistungen 0,00 
c) Steuerberatungsleistungen 0,00 

d) Sonstige Leistungen 0,00 

 
Es sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres im 
Sinne des § 285 Nr. 33 HGB eingetreten. 
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Organe

Gesellschafterversammlung

lm Geschäftsjahr hat eine Sitzung stattgefunden.

Geschäftsführer

Als Geschäftsführer der Gesellschaft war Herr Karsten Jost bis zum 31.12.2021 bestellt. Zudem

wurden Herr Joachim Brune und Herr Jan Georg Laubscheer ab dem 21.12.2021 als Geschäfts-

führer der Gesellschaft bestellt.

Die Vergütung für die Geschäftsführung beträgt im aktuellen Geschäftsjahr EUR 30.014,15.

Wesentliche Beteiligung

Die Gesellschaft ist an der Untermain Erneuerbare Energien GmbH, Raunheim, mit

EUR 46.425,00 (50 % des gezeichneten Kapitals) beteiligt. Die Untermain Erneuerbare Energien

GmbH erzielte im Berichtsjahr 2021 einen Jahresüberschuss in Höhe von

TEUR 5. Die Gesellschaft weist zum 31. Dezember 2021 ein Eigenkapital in Höhe von TEUR 10

aus.

Die Netzwerk Untermain GmbH weist zum 31. Dezember 2021 ein Eigenkapital in Höhe von

TEUR 7.317 aus.

Verwendungsvorschlag zum Jahresfehlbetrag

Der Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 628.659,90 soli über den Hauptgesellschafter ausgegli-

chen werden.

Raunheim. 2. März 2023

Joachlrb Brune
Geschäftsführer

Jan bscheer
äftsführer



Anlage  zum Anhang

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2021

Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte

31.12.2020 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 31.12.2020 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1.150,28 0,00 0,00 0,00 1.150,28 1.148,28 0,00 0,00 0,00 1.148,28 2,00 2,00

1.150,28 0,00 0,00 0,00 1.150,28 1.148,28 0,00 0,00 0,00 1.148,28 2,00 2,00
II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und
Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken 186.546,16 0,00 0,00 0,00 186.546,16 6.658,31 616,00 0,00 0,00 7.274,31 179.271,85 179.887,85

2. Technische Anlagen und Maschinen 25.965.657,03 727.620,09 892.008,02 0,00 27.585.285,14 6.369.222,41 1.038.615,11 0,00 0,00 7.407.837,52 20.177.447,62 19.596.434,62
3. Andere Anlagen, Betriebs- und

Geschäftsausstattung 31.310,85 1.066,39 0,00 1.066,39 31.310,85 28.086,85 1.124,39 0,00 178,39 29.032,85 2.278,00 3.224,00

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 672.093,73 286.975,36 -892.008,02 67.061,07 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 672.093,73

26.855.607,77 1.015.661,84 0,00 68.127,46 27.803.142,15 6.403.967,57 1.040.355,50 0,00 178,39 7.444.144,68 20.358.997,47 20.451.640,20
III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 71.019,95 0,00 0,00 0,00 71.019,95 24.594,95 0,00 0,00 0,00 24.594,95 46.425,00 46.425,00
71.019,95 0,00 0,00 0,00 71.019,95 24.594,95 0,00 0,00 0,00 24.594,95 46.425,00 46.425,00

26.927.778,00 1.015.661,84 0,00 68.127,46 27.875.312,38 6.429.710,80 1.040.355,50 0,00 178,39 7.469.887,91 20.405.424,47 20.498.067,20
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A. Allgemeines 

Die Netzwerk Untermain GmbH verfolgt seit ihrer Gründung am 25.02.2011 gemäß Ge-

sellschaftsvertrag den Zweck, die dauerhafte Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen, 

flächendeckenden, bürgernahen, preiswerten und umweltverträglichen Versorgung mit 

Leistungen der Daseinsvorsorge, insbesondere Energie, zu gewährleisten. 

Als erster Schritt zur Erreichung dieser Ziele wurden die Kommunalisierung des Strom- 

und Gasleitungsnetzes sowie die Verpachtung dieser Netze an einen Netzbetreiber 

(Tochtergesellschaften der Stadtwerke Mainz AG) durchgeführt.  

Im Jahr 2013 erfolgte der Kauf der Straßenbeleuchtung für das Stadtgebiet Raunheim 

und die Beauftragung des Überlandwerkes Groß-Gerau mit deren Betrieb. 

Im Jahr 2014 wurden mit dem Beginn des Baus eines Glasfasernetzes im Stadtgebiet 

Raunheim und der Errichtung eines Nahwärmenetzes im Gewerbegebiet Airport Garden 

zwei weitere Betriebszweige geschaffen. 

Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der GmbH gelten § 6 und § 7 des 

Gesellschaftsvertrages und die Bestimmungen der Hessischen Gemeindeordnung und 

des Eigenbetriebsrechts sinngemäß.  

Der Wirtschaftsplan setzt sich zusammen aus 

 - dem Erfolgsplan, bestehend aus den Einzelplänen für jeden Betriebszweig und 

dem konsolidierten Gesamtplan, 

 -  dem Vermögensplan, bestehend aus den Einzelplänen für jeden Betriebszweig 

und dem konsolidierten Gesamtplan und 

 -  dem Stellenplan. 

Der Erfolgsplan und der Vermögensplan werden ergänzt durch einen fünfjährigen Finanz-

plan, der die Entwicklung der Ausgaben und Deckungsmittel des Gesamtvermögensplans 

der GmbH dokumentiert.  

Die Branchenentwicklung im Bereich der Energieversorgungsunternehmen ist für die 

Netzwerk Untermain GmbH derzeit uninteressant, da die Pachteinnahmen über den Netz-

betreiber unabhängig davon sind, welche Unternehmen im Raunheimer Stadtgebiet die 

Lieferung mit Strom vornehmen. 

Sollte ein Strom- oder Gasversorger ausfallen, so wird er, da die Nachfrage nicht wegfällt, 

durch einen anderen ersetzt. 
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B. Überblick über den Geschäftsverlauf 

I. Beschreibung der Geschäftstätigkeit 

Die Netzwerk Untermain GmbH hat am 10.05.2011 das Gasnetz im Bereich der Stadt 

Raunheim erworben. Zum 01.01.2012 erfolgte der Erwerb des Stromnetzes und zum 

01.01.2013 der des Straßenbeleuchtungsnetzes. Seit 2014 wurde mit dem Bau eines 

Glasfasernetzes im Stadtgebiet und mit dem Bau eines Nahwärmenetzes im Gewerbe-

gebiet Airport Garden begonnen. 

Von der Stadt Raunheim erhielt die Netzwerk Untermain GmbH die Konzessionen für das 

Strom- und Gasnetz. Diese wurden in Form von Dienstleistungskonzessionen an die 

Netzpächter weitergegeben. Im Jahr 2021 wurde die Verpachtung des Strom- und Gas-

netzes neu ausgeschrieben. Es konnte erwartet werden, dass sowohl die Ausschreibung, 

Auswertung als auch die Vergabe der neuen Netzpacht personell und finanziell sehr auf-

wendig werden. Gleiches gilt für die folgende Entflechtung der bestehenden Netze, als 

Basis für eine Netztrennungsvereinbarung, welche zwischen Verpächter, neuem und al-

tem Pächter abzuschließen sein wird. 

Der Bereich der Straßenbeleuchtung ist kostenneutral aufzustellen. Die Netzwerk ist aber 

darauf angewiesen, dass Investitionen in das Straßennetz als Finanzmittel im städtischen 

Haushalt zur Verfügung gestellt werden.  

Die Einnahmen aus der Pacht für das Glasfasernetz und der Betrieb des Nahwärmenet-

zes Airport Garden sind an die Auslastung dieser Netze gebunden und stellen daher in 

teils hohem Maße ein wirtschaftliches Risiko für die Netzwerk Untermain GmbH dar. 

Die Netzwerk Untermain GmbH hält eine Beteiligung an der Untermain Erneuerbare Ener-

gien GmbH. Im November 2019 wurden zur besseren Entwicklung dieser Tochtergesell-

schaft die Anteile der Stadtwerke Rüsselsheim, die von einer ihrer Tochterunternehmen 

gehalten wurden, gekauft. Somit besitzt die Netzwerk Untermain GmbH aktuell 50% der 

Untermain Erneuerbare Energien GmbH. 

II. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Die Tätigkeiten der Netzwerk Untermain GmbH erfolgen im Rahmen der durch die Novel-

lierung der Netzentgeltverordnung (NEV) erfolgten Liberalisierung des Strom- und Gas-

netzbereichs. Die Netzpachten sind auf Grundlage dieser gesetzlichen Rahmenbedingun-

gen gesichert und richten sich nach den §§ 6 und 7 der Netzentgeltverordnung. Aufgrund 
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der Niedrigzinsen erfolgte in den letzten Jahren eine sehr geringe Vergütung des einge-

setzten Kapitals auf Basis der Netzentgeltverordnung. Bei perspektivisch steigenden Zin-

sen, wird hier auch ein verbesserter Ertrag erreicht werden können.  

Die Straßenbeleuchtung ist eine öffentliche Aufgabe der Stadt Raunheim. Diese muss die 

Kosten hierfür vollständig tragen.  

 

III. Wesentliche Entwicklungen im abgelaufenen Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr 2021 war im Wesentlichen geprägt vom fortgeführten Aufbau eines 

eigenen Produktbereichs in der Glasfasersparte, der Übernahme des Betriebs des Netzes 

durch eigene Dienstleister und durch Verhandlungen mit weiteren potentiellen Anbietern. 

Das eigenständige Produkt „mainspeed" konnte im Geschäftsjahr allerdings noch keine 

relevanten Kundenanteile in Raunheim binden.  

Es erscheint auch mittelfristig unrealistisch, dass die laufenden Aufwendungen des stadt-

weiten Breitbandnetzes durch die Erträge aus dem Anschlussentgelt der Anbieter oder 

aus dem eigenen Produktangebot deckend finanziert werden können. Das Breitbandnetz 

ist eine Investition in den Wirtschafts- und Wohnstandort Raunheim und eine lnvestition 

in die Zukunftsfähigkeit der Stadt als Ganzes. Es wird daher mittelfristige Aufgabe sein, 

diesen Betriebsbereich maßgeblich zu restrukturieren. Das Nahwärmenetz auf Airport 

Garden ist aufgrund der erfreulichen Besiedlungsentwicklung zumindest perspektivisch 

kostendeckend. Es wurden Neuausschreibungen des Betriebs der Strom- und Gasnetze 

veranlasst. Mit einem Ausschreibungsergebnis ist im zweiten Quartal 2022 zu rechnen. 

Zu erwarten ist, dass sich dieser Betriebszweig dann nicht nur kostendecken darstellt, 

sondern kleine Gewinne erwirtschaftet, allerdings werden die Kosten der Neuausschrei-

bung und Vergabe in den nächsten Jahren kaum erwirtschaftet werden können.  Für die 

Stadt Raunheim wurde das Straßenbeleuchtungsnetz erweitert und modernisiert. Hier ist 

die Gegenfinanzierung der Investitionen über entsprechende Finanzmittel im städtischen 

Haushalt abzusichern.   

Im Bereich des Forschungsprojekts zur Hydrothermalen Carbonisierung wurde das Blm- 

SchG-Genehmigungsverfahren durch die Netzwerk Untermain initiiert und mit einer Ge-

nehmigung des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 22.01.2019 zum Betrieb der An-

lage erfolgreich abgeschlossen. Es erscheint allerdings fraglich, ob die HTC Therma-Car-

bon GmbH & Co. KG als Anlagenbetreiberin den Probebetrieb absehbar aufnehmen wird, 

da eine Finanzierung durch Fördermaßnahmen bislang nicht gesichert werden konnte. 
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Die liquide Situation der Gesellschaft muss aufgrund der übertragenen Aufgaben struktu-

rell bedingt seitens der Geschäftsführung als angespannt eingestuft werden. Eine Zah-

lungsunfähigkeit der Gesellschaft kann aufgrund der angelegt hohen Aufwendungen, ins-

besondere aufgrund Zins- und Tilgungsleistungen für gewährte Darlehn, nicht gänzlich 

ausgeschlossen werden. Es wird daher Aufgabe der Geschäftsführung im folgenden Jahr 

sein, eine Restrukturierung der Gesellschaft in die Wege zu leiten, um die finanzielle Si-

tuation der Gesellschaft mittelfristig zu verbessern.   

 

C. Darstellung der Lage der Gesellschaft 

I. Darstellung der Vermögenslage 

Zum Bilanzstichtag lag die Bilanzsumme bei 20.863 T€. Es handelt sich um das zehnte 

Geschäftsjahr der Gesellschaft. Das Sachanlagevermögen ist vor allem durch die Erstan-

schaffungen des Gasversorgungsnetzes (2011) und des Stromversorgungsnetzes 

(2012), den Kauf der Straßenbeleuchtung (2013) sowie den Bau des Glasfaser- und eines 

Nahwärmenetzes in Raunheim (2017) gekennzeichnet und beläuft sich auf insgesamt 

20.359 T€. 

Entwicklung des Eigenkapitals und der Rückstellungen 

Das Eigenkapital zeigt folgende Zusammensetzung und Entwicklung: 

 Stand 

31.12.2020 

 

Zuführung 

 

Entnahme 

Stand 

31.12.2021 

 € € € € 

     

Gezeichnetes Kapital 25.000,00 0,00 0,00 25.000,00 

Kapitalrücklagen 8.016.300,55 0,00 0,00 8.016.300,55 

Gewinn-/ 
Verlustvortrag 

212.766,60 -308.438,19 0,00 -95.671,59 

 8.254.067,15 -308.438,19 0,00 7.945.628,96 

Jahresfehlbetrag -308.438,19 -628.659,90 308.438,19 -628.659,90 

     

Insgesamt 7.945.628,96 -937.098,09 308.438,19 7.316.969,06 

 

Die Eigenkapitalquote beträgt 35,1 %. 
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Die Sonstigen Rückstellungen sind in Höhe des erwarteten Erfüllungsbetrages gebildet 

und beinhalten im Geschäftsjahr im Wesentlichen interne und externe Jahresabschluss-

kosten. 

 

II. Darstellung der Ertragslage und des Geschäftsergebnisses 

Im Geschäftsjahr 2021 erwirtschaftete die Netzwerk Untermain GmbH insgesamt einen 

Jahresfehlbetrag von 628.659,90 €. Darin enthalten sind jedoch Zinszahlungen in Höhe 

von 301.979 €. 

Umsatzerlöse/Sonstige betriebliche Erträge 

Die Umsatzerlöse in Höhe von 1.733 T€ bestanden aus der Pacht für das Gas- und Strom-

netz sowie für das Nahwärme- und das Glasfasernetz. Darüber hinaus wurden Umsatz-

erlöse aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Straßenbeleuchtung erzielt. Die sonsti-

gen betrieblichen Erträge setzen sich im Wesentlichen aus Erträgen aus Auflösungen von 

Sonderposten zusammen. 

Personalaufwand 

Der Personalaufwand für die Geschäftsführung und Buchhaltung belief sich auf 

128.113,03 €. 

 

III. Darstellung der Finanzlage 

Die Gesellschaft verfügte zum Bilanzstichtag über keine liquiden Mittel. Die Finanzmittel 

betrugen kurzfristig ./.TEUR 27 und wurden unter den Verbindlichkeiten gegenüber Kre-

ditinstituten ausgewiesen. Die Gesellschaft konnte im Geschäftsjahr 2021 ihren finanziel-

len Verpflichtungen zu jeder Zeit gegenüber Dritten nachkommen, die Geschäftsführung 

weist allerdings darauf hin, dass aufgrund der hohen liquiditätswirksamen Aufwendungen 

in Zins- und Tilgung von laufenden Darlehn, eine Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft 

nicht ausgeschlossen werden kann.   
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D. Chancen- und Risikobericht 

Die Netzwerk Untermain GmbH ist aufgrund ihres kleinen Handelsvolumens, des über-

schaubaren Aufgabenbereichs und eines geringen Personalstands sehr schnell hand-

lungsfähig und kann direkt auf neue Marktlagen reagieren. Aus diesen Voraussetzungen 

ergeben sich allerdings auch Nachteile und Risiken. Einzelne Betriebszweige sind in ihren 

Personal- und Fremdaufwendungen, bedingt durch das geringe Kundenvolumen, wirt-

schaftlich nicht frei skalierbar. Auch aus den derzeitigen Aufwendungen für externe Bera-

tungen, Rechts- und Verfahrenskosten, Wirtschaftsprüfung, etc. im Bereich des Strom- 

und Gasnetzes, der Nahwärmeversorgung und des Breitbandnetzes zeigt sich, dass die 

Gesellschaft in ihrem Volumen für die übertragenen Aufgaben aktuell zu klein und damit 

zu ineffizient ist. Dies führt nicht unmittelbar zu einer wirtschaftlichen Schieflage der Ge-

sellschaft, allerdings zu einer sich perspektivisch vermindernden Ertragslage und steigen-

dem Aufwand. 

 

Entwicklung der Betriebszweige 

 

Gasnetz 

Eine Neuvergabe der Pacht an dem eigenen Gasnetz wird derzeit durch die Geschäfts-

führung ambitioniert vorangetrieben. Die physische Entflechtung des Netzes ist hierbei 

technisch und kaufmännisch kompliziert. So werden aktuell intensive Verhandlungen mit 

dem bisherigen und dem neuen Pächter des Netzes über die die Netzübernahme zum 

Jahresende geführt. Allerdings steht bereits jetzt schon fest, dass sich die Investitionen in 

eine Neuvergabe mittelfristig entlastend auf das Betriebsergebnis auswirken werden.  

Stromnetz 

Im Ergebnis kann mit einer deutlich verbesserten Verzinsung des eingebrachten Eigen-

kapitals durch den neuen Pächter und einer höheren Betriebskostenpauschale gerechnet 

werden. Die positive Verzinsung wird sich in den kommenden Jahren ergebnisverbes-

sernd auswirken, die erhöhte Betriebskostenpauschale verbessert bereits das Ergebnis 

2023. 

 

Straßenbeleuchtung 

Auf der Grundlage des Vertrages zum Betrieb der Straßenbeleuchtung zwischen der 

Stadt Raunheim und der Netzwerk Untermain GmbH werden Gewinne bzw. Verluste in 
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diesem Betriebszweig über den Haushalt ausgeglichen. Zielsetzung der Geschäftsfüh-

rung ist es daher, hier die „schwarze Null“ zu erreichen, um nicht mit nachträglichen For-

derungen den Haushalt zu belasten. 

 

Breitbandnetz 

Betrachtet man das Ergebnis im Gesamtkonzern, ist der Ausbau des stadtweiten Glasfa-

sernetzes ein beträchtlicher Erfolg. Bereits zum Zeitpunkt der damaligen Entscheidungs-

findung in der Stadtverordnetenversammlung, wandelte sich die Anschlussqualität an ein 

Hochgeschwindigkeitsnetzwerk zu einem wesentlichen Faktor bei der Standortwahl von 

Unternehmen. Die angesiedelten Unternehmen tragen heute und in Zukunft mit ihren Ge-

werbesteuerzahlungen ganz maßgeblich zur Finanzkraft des städtischen Haushalts bei. 

Auch der Ausbau in den Wohngebieten ist aus heutiger Sicht immer noch richtig, da auch 

hier die etablierten Netze zwischenzeitlich an ihre Leistungsgrenzen gelangen und das 

städt. Glasfasernetz fast unbegrenzt Leistung zur Verfügung stellen kann.  

 

Auch wurden hier Investitionen zu einer Zeit getätigt, als diese Bauleistungen noch finan-

zierbar zu erlangen waren.  

 

Dennoch ist in einer Analyse festzustellen, dass der eigenständige Betrieb des Glasfa-

sernetzes auch mittelfristig defizitär sein wird. Dies liegt vor allem an den hohen Abschrei-

bungen auf die getätigten Investitionen in den Netzausbau, bei gleichzeitig immer noch 

niedriger Anschlussquote im Privatkundengeschäft, aber auch einem eigenständigen In-

ternetdienstleistungsangebot (Mainspeed), welches zwar durchaus über einen kleinen 

Kundenstamm verfügt, dieses Marktsegment aber aller Voraussicht nach nicht wirtschaft-

lich aufgrund der Größe der Netzwerk Untermain GmbH betrieben werden kann.  

 

Die Geschäftsführung hat daher eine kurz- und mittelfristige Strategie entwickelt, um lang-

fristig im Haushalt darzustellende Belastungen aus diesem Betriebszweig zu vermeiden.  

 

So wurden erfolgreiche Sondierungsgespräche mit den bisherigen Dienstleistern des 

Breitbandnetzbetriebes geführt. Angedacht ist, das Netz vollständig zu einem wirtschaft-

lichen Preis langfristig zu verpachten. Als wirtschaftliches Ziel wurde hier ein kleiner Ge-

winn, nach Abschreibungen und Zinsen, etc., in diesem Betriebszweig festgelegt. Ebenso 

würde der Kundenstamm der Mainspeed an den neuen Anbieter überführt werden, wel-

cher dann die bestehenden Verträge professionell fortführt. Diese Maßnahme soll im 

Laufe des Jahres 2023 durch die Geschäftsführung abschließend verhandelt und den 

städtischen Gremien bzw. der Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorgelegt 



 Anlage 4 
 Blatt 9 

werden. Das Glasfasernetz wurde in seinem Ursprung als städtische Entwicklungsmaß-

nahme über den Eigenbetrieb Stadtentwicklung konzipiert und auch Teile des Netzaus-

baus hierüber abgewickelt. Die Inbetriebnahme, die Vergabe an den ersten Dienstleister 

und Netzbetreiber und der spätere eigenständige Betrieb wurden durch die Netzwerk Un-

termain GmbH übernommen. Bis zur Erreichung eines wirtschaftlichen Betriebes des Net-

zes bzw. bis zur vollständigen Übergabe des Netzes an einen neuen Pächter (gegebe-

nenfalls ab 2024), empfiehlt die Geschäftsführung in Abstimmung mit dem Eigenbetrieb 

Stadtentwicklung auf eine langfristige Erstattung der Verluste aus der Abschreibung des 

Breitbandnetzes zulasten des Haushaltes zu verzichten und hier den Ausgleich unmittel-

bar über den Eigenbetrieb Stadtentwicklung zu realisieren. 

 

Durch die Umstrukturierungen soll ab 2024 auch ohne einen Aufwandsausgleich ein klei-

ner Gewinn erzielt werden.     

 
Nahwärmenetz 

Das Nahwärmenetz konnte bislang aufgrund der aktuellen Anschlusssituation nur defizi-

tär betrieben werden. Die Geschäftsführung nutzte bestehende Möglichkeiten auf Basis 

der vertraglichen Grundlagen mit den Anschlussnehmern dazu, das defizitäre Geschäfts-

modell deutlich zu verbessern. So gelang es, die Einnahmen deutlich zu verbessern und 

gleichzeitig, trotz der aktuellen Krisensituation, den Einkaufspreis für Gas konstant zu hal-

ten. Der Betriebszweig stellt sich daher aktuell deutlich konsolidierter dar, allerdings wird 

es nicht dauerhaft gelingen, die günstigen Einkaufskonditionen konstant zu halten. Die 

Geschäftsführung kontrolliert daher in einem engen Monitoring die aktuellen Preisent-

wicklungen, um entsprechend schnell auf Veränderungen reagieren zu können.  

 

Es ist davon auszugehen, dass mit der Umsetzung des KWR der Stadt Raunheim und 

der Ausgründung einer neuen Gesellschaft zum Betrieb des Nahwärmenetzes, der voll-

ständige Betriebszweig an die neue städtische Gesellschaft übergeht. Bis zu diesem Zeit-

punkt übernehmen Netzwerk Untermain und der Eigenbetrieb Stadtentwicklung in Koope-

ration die Umplanung des bestehenden Netzes und die Planung des neuen Netzes. 

 

Photovoltaik 

Im Rahmen der Umsetzung des KWR wurde auch der Ausbau der Erzeugung solarer 

Energie zur Stärkung der städtischen Autarkie vom Strommarkt beschlossen. Die Ge-

schäftsführung hat in Kooperation mit der Wirtschaftsförderung der Stadt Raunheim hier 

insbesondere den Kontakt zu größeren Unternehmen in der Stadt gesucht und sich be-

müht, die Dachflächen für eine Photovoltaiknutzung zu akquirieren. Erfreulicherweise 



 Anlage 4 
 Blatt 10 

konnten bereits erste deutliche Erfolge erzielt werden. So könnten wahrscheinlich bereits 

2023 erste Anlagen in einer Größenordnung von bis zu 15.000 qm vertraglich gesichert 

werden. Der Betriebszweig verbleibt daher zunächst unverändert mit einem kleinen Über-

schuss in einer Höhe von 786 €. 

 

HTC-Anlage 

Ausgangslage und Zielsetzung: 

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 17.12.2015 beteiligte sich die 

Netzwerk Untermain GmbH (NWU) an einem Forschungsprojekt zur Erstellung und In-

betriebnahme einer Anlage zur Hydrothermalen Carbonisierung von Klärschlämmen auf 

dem Gelände des Abwasserverbands Rüsselsheim/Raunheim. Zielsetzung war der Auf-

bau eines nachhaltigen Verwertungsverfahrens für die anfallenden und immer teurer zu 

entsorgenden Klärschlämme aus Kläranlagen. Dabei war es Aufgabe der NWU, das Ge-

nehmigungsverfahren sowie die Beauftragung einer Standortanalyse durchzuführen.  

 

Mit Genehmigungsbescheid vom 22.01.2019 erhielt die NWU eine auf 5 Jahre befristete 

Genehmigung zur Errichtung und Inbetriebnahme einer großtechnischen Forschungs- 

und Versuchsanlage zur hydrothermalen Carbonisierung.  

 

In den zehn Jahren sind mehrere, teils sehr große Forschungsanlagen zur hydrotherma-

len Verwertung von Biomasse auf dem Markt entstanden. Nach Einschätzung der Ge-

schäftsführung der NWU, wurde der Forschungsbetrieb bei diesen Anlagen größtenteils 

erfolgreich abgeschlossen, mehrere Anlagen produzieren seit Jahren entsprechend ver-

wertbare Produkte aus Biomasse. Bei genauerer Betrachtung wird aber offenbar, dass 

diese Anlagen bis zum heutigen Zeitpunkt nicht wirtschaftlich betrieben werden können 

und die Entsorgungsproblematik von giftigen Abwässern auch weiterhin nicht gelöst ist. 

Gerade im Bereich der Weiterbehandlung der entstehenden Abwässer wollte der Betrei-

ber der in Raunheim aufgestellten Anlage die Forschung vorantreiben. Ebenfalls wurde 

die Anlage in kleinster Bauweise konzipiert, so dass ein späterer dezentraler Einsatz er-

möglicht werden sollte.    

 

Aktueller Sachstand: 

Die HTC Therma-Carbon GmbH & Co. KG als Eigentümerin der Anlage ist aus perso-

nellen und wohl insbesondere finanziellen Gründen bislang nicht in der Lage, den teuren 

HTC-Forschungsbetrieb aufzunehmen. Die Geschäftsführung der NWU kann aber be-

stätigen, dass über die Jahre von Seiten der HTC Therma-Carbon GmbH & Co. KG 
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viele Anläufe zur Erreichung von Fördermitteln oder Investorengeldern zur finanziellen 

Sicherung des Forschungsbetriebes unternommen worden sind.  

 

Die ausbleibenden Aktivitäten der HTC Therma-Carbon GmbH & Co. KG zur Inbetrieb-

nahme der Anlage sowie der insgesamt optisch schlechte anlagentechnische Zustand 

des HTC-Reaktors, der eine kurzfristige Inbetriebnahme als völlig unrealistisch erschei-

nen lässt, veranlassten die NWU, die HTC Therma-Carbon GmbH & Co. KG zur Räu-

mung der bereitgestellten Halle und der Bürocontainer aufzufordern. Vorangegangen 

waren mehrere Anmahnungen der NWU, den vereinbarten Testbetrieb kurzfristig aufzu-

nehmen.   

 

Mit Schreiben vom 23.12.2022 bestätigt die HTC Therma-Carbon GmbH & Co. KG den 

Abtransport der Anlage bis zum 15.02.2023. 

 

Zwischenzeitlich mit dem Abwasserverband Rüsselsheim/Raunheim geführte Abstim-

mungsgespräche ergaben, dass aus betrieblichen Gründen ein grundsätzliches Inter-

esse an der Übernahme der vorhandenen Stahlhalle und der Bürocontainer besteht. 

Entsprechende Möglichkeiten zur Überführung des Anlagevermögens werden zeitnah 

mit dem Gesellschafter und dem Vorstand des Abwasserzweckverbandes besprochen.  

Zur Sicherung des Anlagevermögens wurde eine Rückstellung für den Abbau und Ab-

transport und die Flächenräumung der Stahlhalle und der Container vorgesehen.  
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E. Proqnosebericht

Es müssen Maßnahmen ergriffen werden, die wirtschaftliche Lage der Netzwerk Unter-

main GmbH nachhaltig zu verbessern. Zielsetzung muss es sein, Verluste der Gesell-

schaft durch Verbesserung der Erträge zumindest mittelfristig zu vermeiden und eine wirt-

schaftliche Perspektive für bislang langfristig defizitäre Betriebszweige zu entwickeln.

Zielführend ist es, den Betrieb von nicht wirtschaftlichen Betriebsbereichen teilweise oder

vollständig an Dritte zu übertragen. Sol !ten sich hier keine kurzfristigen Lösungen abzeich-

nen, so ist auch eine Rückübertragung des anteiligen Anlagevermögens, verbunden mit

den Aufgaben einzelner Betriebsbereiche an den Hauptgesellschafter in Betracht zu zie-

hen.

Das aufgebaute Nahwärmenetz kann voraussichtlich auch 2022 noch nicht wirtschaftlich

betrieben werden. Mit der weiteren Verschlechterung der Einkaufskonditionen für Heiz-

stoffe obliegt der Betriebszweig auch weiterhin einem nicht unerheblichen wirtschaftlichen

Risiko.

Das Glasfasernetz bildet das zukünftige technische Rückgrat der Stadt Raunheim. Durch

Nachinvestitionen in Brückentechnologien von konkurrierenden Netzbetreibern wurde die

Annahme des Netzes, insbesondere durch private Haushalte, deutlich erschwert. Die Ge-

schäftsführung ist aber überzeugt, dass das Netz in Zukunft durchaus mit deutlichen Ge-

winnen betrieben werden kann, da die Nachfrage nach höhen Leistungsraten des Internet

exponentiell ansteigt.

Joachim Brune
Geschäftsführer

Jan GpotgiCaubscheer
Gschäftsführer
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Gasnetz"
Bilanz zum 31. Dezember 2021

EUR
A  K  T  I  V  A

A. Anlagevermögen
I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen 0,40
II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 1.333,00
2. Technische Anlagen und Maschinen 3.046.798,00
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 311,20
4. Anlagen im Bau 0,00

Summe Sachanlagen 3.048.442,20

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 9.285,00

Anlagevermögen gesamt 3.057.727,60

B. Umlaufvermögen
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 40.062,21
2. Forderungen gegenüber verb. Unternehmen 0,00
3. Sonstige Vermögensgegenstände 41.332,73

II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten -4.973,44
III. Kapitalausgleichsposten 1.962.746,98

Umlaufvermögen gesamt 2.039.168,48

C. Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 148,51

5.097.044,59

P  A  S  S  I  V  A EUR

A. Eigenkapital
I. Stammkapital 5.000,00
II. Kapitalrücklagen 3.636.982,00
III. Gewinnvortrag 907.318,47
IV. Jahresüberschuss/-fehlbetrag -47.351,86

4.501.948,61

B. Sonderposten 1.170,44

C. Rückstellungen
1. Steuerrückstellungen 0,00
2. Sonstige Rückstellungen 4.884,50

D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 487.546,76
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 97.028,69
3. Verbindlichkeiten gegenüber verb. Unternehmen 0,00
4. Sonstige Verbindlichkeiten 4.465,59

Summe Verbindlichkeiten 589.041,04

5.097.044,59
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Gasnetz"
Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021

EUR
1. Umsatzerlöse 320.630,38
2. Sonstige betriebliche Erträge 43,62
3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 0,00
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 776,48

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 46.699,87
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 10.796,62

5. Abschreibungen auf immaterialle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen216.767,06
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 82.662,41
7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00
8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 10.323,42
9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -47.351,86

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00
11. Sonstige Steuern 0,00
12. Jahresüberschuss/-fehlbetrag -47.351,86
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Gasnetz"
Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2021

01.01.2021 Schlüsselungs-
differenzen Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 01.01.2021 Schlüsselungs-

differenzen Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 31.12.2020 31.12.2021

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, 
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten

230,06 0,00 0,00 0,00 0,00 230,06 229,66 0,00 0,00 0,00 0,00 229,66 0,40 0,40

230,06 0,00 0,00 0,00 0,00 230,06 229,66 0,00 0,00 0,00 0,00 229,66 0,40 0,40

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche 
Rechte und Bauten einschließlich der 
Bauten auf fremden Grundstücken

4.864,86 0,00 0,00 0,00 0,00 4.864,86 3.351,86 0,00 180,00 0,00 0,00 3.531,86 1.513,00 1.333,00

2. Technische Anlagen und Maschinen 4.879.119,72 0,00 226.536,37 0,00 0,00 5.105.656,09 1.842.968,72 0,00 215.889,37 0,00 0,00 2.058.858,09 3.036.151,00 3.046.798,00

3. Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

5.595,18 0,00 213,28 0,00 213,28 5.595,18 5.108,18 0,00 175,80 0,00 0,00 5.283,98 487,00 311,20

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im 
Bau

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

4.889.579,76 0,00 226.749,65 0,00 213,28 5.116.116,13 1.851.428,76 0,00 216.245,17 0,00 0,00 2.067.673,93 3.038.151,00 3.048.442,20

III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 14.203,99 0,00 14.203,99 4.918,99 4.918,99 9.285,00 9.285,00
14.203,99 0,00 0,00 0,00 0,00 14.203,99 4.918,99 0,00 0,00 0,00 0,00 4.918,99 9.285,00 9.285,00

4.904.013,81 0,00 226.749,65 0,00 213,28 5.130.550,18 1.856.577,41 0,00 216.245,17 0,00 0,00 2.072.822,58 3.047.436,40 3.057.727,60

Anschaffungs- und Herstellugskosten Abschreibungen Restbuchwerte
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Stromnetz"
Bilanz zum 31. Dezember 2021

EUR
A  K  T  I  V  A

A. Anlagevermögen
I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen 0,40
II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 177.938,85
2. Technische Anlagen und Maschinen 4.591.224,62
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 311,20
4. Anlagen im Bau 0,00

Summe Sachanlagen 4.769.474,67

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 9.285,00

Anlagevermögen gesamt 4.778.760,07

B. Umlaufvermögen
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 40.062,21
2. Forderungen gegenüber verb. Unternehmen 30,05
3. Sonstige Vermögensgegenstände 57.672,67

II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten -7.910,83
III. Kapitalausgleichsposten 1.978.943,75

Umlaufvermögen gesamt 2.068.797,85

C. Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 148,51

6.847.706,43

P  A  S  S  I  V  A EUR

A. Eigenkapital
I. Stammkapital 5.000,00
II. Kapitalrücklagen 4.379.318,55
III. Gewinnvortrag 1.274.487,33
IV. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 12.631,95

5.671.437,83

B. Sonderposten 1.142,83

C. Rückstellungen
1. Steuerrückstellungen 0,00
2. Sonstige Rückstellungen 4.884,50

D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 1.066.406,64
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 97.028,69
3. Verbindlichkeiten gegenüber verb. Unternehmen 0,00
4. Sonstige Verbindlichkeiten 6.805,94

Summe Verbindlichkeiten 1.170.241,27

6.847.706,43
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Stromnetz"
Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021

EUR
1. Umsatzerlöse 510.000,00
2. Sonstige betriebliche Erträge 52,34
3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 9,30
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 10.566,28

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 47.737,65
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 11.036,54

5. Abschreibungen auf immaterialle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 324.645,87
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 81.736,61
7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00
8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 21.688,14
9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 12.631,95

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00
11. Sonstige Steuern 0,00
12. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 12.631,95
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Netzwerk Untermain GmbH 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021
Tätigkeitsabschluss "Verpachtung Stromnetz"
Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2021

01.01.2021 Schlüsselungs-
differenzen Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 01.01.2021 Schlüsselungs-

differenzen Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2021 31.12.2020 31.12.2021

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, 
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten

230,06 0,00 0,00 0,00 0,00 230,06 229,66 0,00 0,00 0,00 0,00 229,66 0,40 0,40

230,06 0,00 0,00 0,00 0,00 230,06 229,66 0,00 0,00 0,00 0,00 229,66 0,40 0,40

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche 
Rechte und Bauten einschließlich der 
Bauten auf fremden Grundstücken

181.681,30 0,00 0,00 0,00 0,00 181.681,30 3.306,45 0,00 436,00 0,00 0,00 3.742,45 178.374,85 177.938,85

2. Technische Anlagen und Maschinen 7.225.972,38 0,00 294.390,18 0,00 0,00 7.520.362,56 2.604.753,76 0,00 324.384,18 0,00 0,00 2.929.137,94 4.621.218,62 4.591.224,62

3. Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

5.595,18 0,00 213,28 0,00 213,28 5.595,18 5.108,18 0,00 175,80 0,00 0,00 5.283,98 487,00 311,20

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im 
Bau

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

7.413.248,86 0,00 294.603,46 0,00 213,28 7.707.639,04 2.613.168,39 0,00 324.995,98 0,00 0,00 2.938.164,37 4.800.080,47 4.769.474,67

III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 14.203,99 0,00 14.203,99 4.918,99 4.918,99 9.285,00 9.285,00
14.203,99 0,00 0,00 0,00 0,00 14.203,99 4.918,99 0,00 0,00 0,00 0,00 4.918,99 9.285,00 9.285,00

7.427.682,91 0,00 294.603,46 0,00 213,28 7.722.073,09 2.618.317,04 0,00 324.995,98 0,00 0,00 2.943.313,02 4.809.365,87 4.778.760,07

Anschaffungs- und Herstellugskosten Abschreibungen Restbuchwerte



Besondere Angaben und Erläuterungen zum Tätigkeitsabschluss 

gemäß § 6b EnWG 

 

Die Netzwerk Untermain GmbH führt gemäß § 6b Abs. 3 EnWG im Rahmen ihrer 

Rechnungslegung getrennte Konten für Ihre Verpachtungstätigkeit in der Elektrizitäts- 

und Gasverteilung. Grundlage der Tätigkeitsabschlüsse nach § 6b Abs. 3 EnWG ist 

der nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufgestellte 

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2021. 

Soweit eine direkte Zuordnung von Konten zu den einzelnen Tätigkeiten nicht möglich 

war oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich gewesen wäre, wurde die 

Zuordnung durch Schlüsselung der Konten nach § 6b Abs. 3 Satz 7 EnWG 

vorgenommen. 

Überblick über die Zuordnung wesentlicher Bilanzpositionen: 

 

 

 

Im Hinblick auf die grundsätzlich angewandten Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden wird auf den Anhang zum Jahresabschluss der Netzwerk 

Untermain GmbH verwiesen. Sie finden auf den Tätigkeitsbereich entsprechend 

Anwendung. 
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Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr gemäß § 268 (4) 

Satz 1 HGB 

Alle Forderungen hinsichtlich der Tätigkeit Strom- und Gasverteilung sind innerhalb 

eines Jahres fällig. 

 

Kapitalausgleichsposten 

Bilanzielle Ausgleichsposten oder ähnliche Positionen, die dem Ausgleich der 

Tätigkeitsbilanzen dienen, werden gemäß dem Beschluss zur Festlegung von 

Vorgaben von zusätzlichen Bestimmungen für die Erstellung und Prüfung von 

Jahresabschlüssen und Tätigkeitsabschlüssen gegenüber vertikal integrierten 

Energieversorgungsunternehmen und rechtlich selbstständigen Netzbetreibern der 

Regulierungskammer Hessen bereits ab dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2020 in den dafür vorgesehenen Posten ausgewiesen. 

Dieser sog. Kapitalausgleichsposten wird bei Entstehung eines Passivsaldos im 

Posten Eigenkapital als eigene Unterposition ausgewiesen. Bei Entstehung eines 

aktiven Kapitalausgleichspostens findet der Ausweis unter dem Posten 

Umlaufvermögen als eigene Unterposition statt. 

 

Die Verbindlichkeiten weisen folgende Restlaufzeit auf: 
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Tätigkeit Verpachtung Gasnetz

Posten Gesamt davon mit einer Restlaufzeit
in € 31.12.2021 bis 1 Jahr 2 bis 5 Jahre über 5 Jahre

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 487.547 46.292 196.640 244.615

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 97.029 97.029 0 0

3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 0 0 0 0
Unternehmen/Gesellschaftern

5. Sonstige Verbindlichkeiten 4.466 4.466 0 0

Summe 589.041 147.786 196.640 244.615

Haftungsverhältnisse gemäß § 268 (7) HGB

Die Haftungsverhältnisse und sonstigen finanziellen Verpflichtungen werden

ausführlich im Anhang der Netzwerk Untermain GmbH beschrieben.

Raunheim, 2. März 2023

achirii Brune
eschäftsführer

Jah aubscheer
Chäftsführer
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PKF Fasselt Partnerschaftsgesellschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte             Groß-Gerau

Rechtliche Verhältnisse

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Netzwerk Untermain GmbH

Sitz: Raunheim

Gesellschaftsvertrag: Vom 25. Februar 2011, Ur.-Nr. 123/2011 des Notars Dr. Tho-
mas Knüpfer, Darmstadt

Anschrift: Am Stadtzentrum 1
 65479 Raunheim

Registereintrag: HRB 89871 beim Amtsgericht Darmstadt

Dauer der Gesellschaft: unbegrenzt

Gegenstand des Unternehmens: Zweck der Gesellschaft ist die dauerhafte Sicherstellung ei-
ner qualitativ hochwertigen, flächendeckenden, bürgernahen,
preiswerten und umweltverträglichen Versor gung mit Leistun-
gen der Daseinsvorsorge, insbesondere mit Energie.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes Kapital: 25,0 TEuro

Geschäftsführung: Jost, Karsten, Kirtorf (bis 31.12.2021), mit der Befugnis, im
Namen der Gesellschaft mit sich im eigenen Namen oder als
Vertreter eines Dritten Rechtsgeschäfte abzuschließen.

 Brune, Joachim, Frankfurt am Main (seit 21.12.2021), ein-
zelvertretungsberechtigt; mit der Befugnis, im Namen der
Gesellschaft mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter
eines Dritten Rechtsgeschäfte abzuschließen. 

 Laubscheer, Jan, Groß-Umstadt  (seit 21.12.2021), einzel-
vertretungsberechtigt; mit der Befugnis, im Namen der Ge-
sellschaft mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines
Dritten Rechtsgeschäfte abzuschließen.
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PKF Fasselt Partnerschaftsgesellschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte             Groß-Gerau

Gesellschafterversammlung

In der Gesellschafterversammlung vom 23. Februar 2022 wurde der von der Schüllermann und Partner AG

Wirtschaftsprüfungsgesell schaft Steuerberatungsgesellschaft, Dreieich,  geprüfte und un ter dem Da tum vom

10. Dezember 2021 mit dem Be stäti gungsvermerk ver se hene Jah res ab schluss zum 31. Dezember 2020 zu-

sam men mit dem La ge bericht festgestellt. Die gemäß Beschlussvorschlag der Stadtverordnetenversammlung

vom 3.2.2022 vorge sehenen Beschlüsse zur Ergebnisverwendung sowie zur Entlastung der Geschäftsfüh-

rung wurden von der Ge sell schaf ter versammlung lt. Protokoll nicht ausdrück lich gefasst.

Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 wurden wir gewählt.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 wurde am 6. Juli 2022 gemäß § 325 HGB offen ge legt.

Steuerliche Verhältnisse

Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteuerung gemäß den §§ 16 - 18 des UStG.

Der Gewerbebetrieb unterliegt der Gewerbesteuerpflicht gemäß § 2 Absatz 1 GewStG.
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Fragenkatalog nach § 53 HGrG 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung  

 sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungs-
plan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es dar-
über hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation 
für die Geschäfts-sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisungen)? 
Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. 
Konzerns? 

Aufgrund der Größe der Gesellschaft und ihrer Tätigkeit ist eine Geschäftsord-
nung derzeit nicht erforderlich. Die Gesellschafterversammlung kann, unbe-
schadet ihres Rechts zur Erteilung von Weisungen, eine Geschäftsordnung für 
die Geschäftsleitung erlassen, welche die Aufgabenbereiche und Verantwort-
lichkeiten mehrerer Geschäftsführer gegeneinander abgrenzt. Die Regelungen 
entsprechen den Bedürfnissen des Unternehmens. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden 
und wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr hat eine Sitzung der Gesellschafterversammlung stattgefunden. 
Das Protokoll hat uns zur Einsichtnahme vorgelegen. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Absatz 1 
Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Auskunftsgemäß ist die Geschäftsleitung in keinen Kontrollgremien tätig. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsor-
gan) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/ Konzernabschlusses 
aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet. 

Die Vergütung der Geschäftsleitung wird im Anhang des Jahresabschlusses 
angegeben. Die Vergütungen haben keine erfolgsbezogenen Komponenten 
bzw. Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung Von der Vorschrift des § 
286 Abs. 4 HGB wurde kein Gebrauch gemacht.  
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisa-
tionsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/ 
Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung 

Die Gesellschaft führt im Berichtsjahr nur die Tätigkeit der Verpachtung des 
Gas- und Stromnetzes, des Breitbandnetzes, der Nahwärme sowie die Bewirt-
schaftung der Straßenbeleuchtung aus. Daher ist ein Organisationsplan, der 
Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten für die Mitarbeiter 
regelt, zurzeit nicht erforderlich. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 
verfahren wird? 

Nein. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen 
und dokumentiert? 

Nein. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Ent-
scheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte 
ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Die Auftragsvergaben richten sich nach der VOB und VOL. Soweit diese ge-
setzlichen Regelungen nicht anzuwenden sind, werden vor den jeweiligen Auf-
tragsvergaben (Investitionen und laufende Unterhaltungsmaßnahmen) Ange-
bote von mehreren Unternehmen eingeholt. 

Über die Vergaben entscheiden gemäß Gesellschaftsvertrag die Geschäftsfüh-
rung auf Weisung des Gesellschafters. Sie darf über den gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb hinausgehende Geschäfte erst nach Einwilligung der Gesell-
schafter tätigen. Geschäfte, denen die Gesellschafter bereits im Rahmen von 
Finanz- und Investitionsplänen zugestimmt haben, bedürfen keiner erneuten 
Zustimmung. Uns lagen keine Anhaltspunkte vor, die darauf hinweisen, dass 
Anweisungen nicht eingehalten wurden. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grund-

stücksverwaltung, EDV)? 

Ja. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen — auch im Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge 
von Projekten — den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Die Gesellschaft erstellt nach § 6 des Gesellschaftsvertrages den vorgeschrie-
benen Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgsplan, Vermögensplan und Stel-
lenübersicht sowie den Finanzplan, der in Anlehnung an die vorgeschriebenen 
Formblattvorschriften des EigBGes erstellt wird. Der Wirtschaftsplan und der 
Finanzplan haben uns vorgelegen. Sie entsprechen den Bedürfnissen des Un-
ternehmens.. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Sofern Planabweichungen vorkommen, werden diese analysiert. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der 
Größe und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Ja, das Rechnungswesen entspricht der Größe und den besonderen Anforde-
rungen des Unternehmens. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende 
Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Ja, die Überwachung erfolgt durch einen regelmäßigen Finanzstatus und eine 
laufende Überwachung des Kontokorrentkontos. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management 
und haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelun-
gen nicht eingehalten worden sind? 

Die Gesellschaft ist nicht in ein zentrales Cash-Management einbezogen. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 
werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausste-
hende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Unsere Prüfung hat zu keinen Beanstandungen geführt. 
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/ Konzerns 
und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche? 

Die Gesellschaft bedient sich des Controlling-Konzeptes des Eigenbetriebes 
Stadtwerke Raunheim. Es besteht ein systematisches Controlling mit Hilfe ei-
nes mit dem Rechnungswesen verknüpften Auswertungstools des Softwarean-
bieters DATEV. Die Koordination der Planungs-, Steuerungs- und Kontrollauf-
gaben wird durch dieses Controllinginstrument wahrgenommen und entspricht 
den Anforderungen des Unternehmens. 

 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/ oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen 
eine wesentliche Beteiligung besteht? 

Ja. 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/ Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale de-
finiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 
rechtzeitig erkannt werden können? 

Ein eigenes geschlossenes Risikofrüherkennungssystem besteht nicht. Die 
Gesellschaft bedient sich des Controlling-Konzeptes des Eigenbetriebes Stadt-
werke Raunheim. Das eingeführte Controlling-Konzept ist von dem Software-
anbieter DATEV als integriertes System mit der Finanzbuchhaltung und der 
Kostenrechnung verknüpft und ermöglicht die zeitnahe Auswertung der erfor-
derlichen Daten. Damit ist es der Geschäftsführung möglich, durch geeignete 
Unternehmensentscheidungen Risiken gegenzusteuern. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfül-
len? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchge-
führt werden? 

Ja, die Maßnahmen können als ausreichend erachtet werden. Anhaltspunkte 
bezüglich einer Nichtdurchführung vorgesehener Maßnahmen haben sich im 
Laufe unserer Prüfung keine ergeben. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Eine umfassende Dokumentation der potentiellen Risiken sowie der Risi-
koerkennung ist nicht vorhanden. Nach unserer Einschätzung sind die 
Maßnahmen für die Größe des Betriebes jedoch grundsätzlich ausrei-
chend. 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systema-
tisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen 
und Funktionen abgestimmt und angepasst? 

Es finden auskunftsgemäß laufende Kontrollen und gegebenenfalls gesonderte 
Gegenmaßnahmen statt. Eine systematische Abstimmung und Anpassung 
wird nach unseren Feststellungen nicht vorgenommen. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 
Derivate 

Die Antworten auf den Fragenkreis 5 entfallen, da nicht vorhanden. 

a) Hat die Geschäfts-/ Konzerngeschäftsführung den Geschäftsumfang zum Ein-
satz von Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen 
und Derivaten festgelegt? Dazu gehören: 

 

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/ Instrumente bis zu welchen 
Beträgen eingesetzt werden? 

 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in 
welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen? 

 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien 
ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchge-
führt werden dürfen (z.B. antizipatives Hedging)? 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von 
Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung? 

c) Hat die Geschäfts-/ Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entspre-
chendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug 
auf 

 Erfassung der Geschäfte 
 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 
 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

 Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) die-
nende Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoent-
wicklung gezogen? 

e) Hat die Geschäfts-/ Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlas-
sen? 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/ Konzernleitung im Hinblick auf 
die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen ge-
regelt? 
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Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/ Konzerns entsprechende 
Interne Revision/ Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle 
oder wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrge-
nommen? 

Eine interne Revision besteht nicht. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/ Konzernrevision im Unterneh-
men/ Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflik-
ten? 

Entfällt, siehe Antwort a). 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revi-
sion/ Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich 
miteinander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisungen und 
Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das 
letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche 
Revisionsberichte vor? 

Entfällt, siehe Antwort a). 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 
abgestimmt? 

Entfällt, siehe Antwort a) 

e) Hat die Interne Revision/ Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufge-
deckt und um welche handelt es sich? 

Entfällt, siehe Antwort a). 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen 
der Internen Revision/ Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die In-
terne Revision/ Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Entfällt, siehe Antwort a) 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung 
und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über-
wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnah-
men jeweils nicht eingeholt worden ist? 

Nein. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Solche Geschäftsvorfälle lagen im Berichtsjahr nicht vor. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftige behandelte Maß-
nahmen vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Nein, im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen 
nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisungen und 
bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Nein, im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanla-
gen, immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor 
Realisierung auf Rentabilität/ Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken 
geprüft? 

Ja, die Investitionen werden im Rahmen des Wirtschaftsplans geplant. Eine 
Prüfung der Rentabilität, Finanzierbarkeit und Risiken wird stets vorgenom-
men. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/ Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessen-
heit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von 
Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Nein. 
  



Anlage 7 
Seite 8 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen 
laufend überwacht und Abweichungen untersucht? 

Die Umsetzung der geplanten Investitionsmaßnahmen wird laufend über-
wacht und mögliche Abweichungen von Planwerten werden untersucht. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitun-
gen ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Nein, es gab keine wesentlichen Überschreitungen. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinie abgeschlossen wurden? 

Nein. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben für eindeutige Verstöße gegen Vergabe-
regelungen (z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Nein. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkur-
renzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Für nicht den Vergaberegelungen unterliegende Aufträge werden Angebote 
eingeholt und geprüft. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Es erfolgt eine regelmäßige Berichterstattung in den Sitzungen der Gesell-
schafterversammlung durch die Geschäftsführung. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage 
des Unternehmens/ Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/ Kon-
zernbereiche? 

Ein zutreffender Einblick ist gegeben. 
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen 
und zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche 
oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare 
Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber 
berichtet? 

Wesentliche Vorgänge, über die das Überwachungsorgan zu unterrichten 
war, lagen im Berichtsjahr nicht vor. Auch lagen keine ungewöhnlichen, risi-
koreichen oder nicht ordnungsgemäß abgewickelten Geschäftsvorfälle vor. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/ Konzerngeschäftsführung dem 
Überwachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 
3 AktG)? 

Es erfolgte keine besondere Berichterstattung. 

e) Habe sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 
AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausrei-
chend war? 

Nein, derartige Anhaltspunkte liegen nicht vor. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt ver-
einbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Über-
wachungsorgan erörtert? (Directors and officers-Versicherung = Managerhaft-
pflichtversicherung) 

Es besteht eine D&O Versicherung für die Geschäftsführung. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwa-
chungsorgan offengelegt worden? 

Es wurden keine Interessenskonflikte gemeldet. 

Vermögens- und Finanzlage 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Ver-
mögen?  

Nein. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  

Nein. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Ver-
gleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrs-
werte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Nein. 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungs-
quellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden we-
sentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

Vgl. unsere Erläuterungen in Abschnitt 7 des Prüfungsberichts.. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich 
der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Entfällt, da kein Konzern besteht. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/ Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers 
nicht beachtet wurden? 

Im Berichtsjahr erhielt die Gesellschaft keine entsprechenden Zuschüsse. 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenka-
pitalausstattung? 

Finanzierungsprobleme bestehen nicht. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbil-
dung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Der Ergebnisverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage der Ge-
sellschaft vereinbar. 
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Ertragslage 

Fragenkreis 14: Rentabilität/ Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/ Konzerns nach Seg-
menten/ Konzernunternehmen zusammen? 
 

Vgl. die Erläuterungen in Anhang und Lagebericht. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  

Nein. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Es haben sich keine diesbezüglichen Anhaltspunkte ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Die Konzessionsabgaben werden gern. § 3 Abs. 3 des Pachtvertrages zwi-
schen der StadtwerkeMainz Netze GmbH (Pächter) und der Netzwerk Unter-
main GmbH (Verpächter) vom Pächter getragen. Der Pächter zahlt die Kon-
zessionsabgabe direkt an die Stadt Raunheim. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage 
von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Verlustbringende Einzelgeschäfte lagen nicht vor. Zur Gesamtsituation vgl. 
die entsprechenden Erläuterungen im Lagebericht. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und 
um welche Maßnahmen handelt es sich? 

Vgl. die Erläuterungen hierzu im Lagebericht. 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Vgl. die Erläuterungen hierzu im Lagebericht. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertrags-

lage des Unternehmens zu verbessern? 

Vgl. die Erläuterungen hierzu im Lagebericht. 

 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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Stand: 1. Oktober 2020

B e s o n d e r e    A u f t r a g s b e d i n g u n g e n
P K F Fasselt Partnerschaft mbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte

Präambel

Diese Besonderen Auftragsbedingungen der PKF Fasselt Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte (nachstehend als
PKF bezeichnet) modifizieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.
publizierten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften vom 1. Januar 2017 (IDW AAB).

Aus berufsrechtlichen Gründen modifiziert PKF die in den IDW AAB enthaltenen
Haftungsregelungen für Leistungen, auf welche weder eine gesetzliche noch eine
einzelvertragliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet, indem zugunsten der
Auftraggeber der Haftungshöchstbetrag auf 10 Mio. EUR für Einzelschäden bzw. 12,5 Mio.
EUR für Serienschäden erhöht und der Haftungsmaßstab auf einfache Fahrlässigkeit
ausgeweitet wird.

Dazu wird Ziffer 9. „Haftung“ der IDW AAB aufgehoben und durch die nachfolgenden Regelungen
ersetzt:

Haftung von PKF

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbesondere Prüfungen,
gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haftungsbeschränkungen, insbesondere die
Haftungsbeschränkung des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet noch eine
einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung von PKF für
Schadenersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben,
Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem durch einfache Fahrlässigkeit verursachten einzelnen
Schadensfall gem. § 52 Abs. 1 Nr. 2 BRAO auf 10 Mio. EUR beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auftraggeber stehen PKF
auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit PKF bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche
aus einer durch einfache Fahrlässigkeit verursachten Pflichtverletzung durch PKF her, gilt der in
Abs. 2 genannte Höchstbetrag für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.

(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines aus mehreren
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne Schadensfall
umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem
oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann PKF nur bis zur Höhe von
12,5 Mio. EUR in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der
Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtprüfungen.

(6) Ein Schadenersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten nach der
schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese
Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für Schadenersatzansprüche, die auf vorsätzliches
Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG
begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.
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